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Schweiz kann also bei der zusätndigen Sozialversicherungsstelle
in Liechtenstein das Arbeitslosengeld beantragen.

Die gleiche Regelung gilt auch für schweizerische Grenzgänger
nach Liechtenstein, jedoch in umgekehrter Anwendung.

INITIATIVENFLUT

Ende 1978 waren insgesamt 17 Initiativen und ein Referendum
hängig. Beim Referendum handelt es sich um dasjenige gegen
das Atomgesetz. Von den 17 Volksinitiativen sind acht bereits
eingereicht, und für weitere neun läuft die Unterschriftensammlung.

Ob die neun Initiativen tatsächlich zustande kommen,

ist nicht bekannt. Für vier von ihnen läuft die Sammelfrist

Ende 1979 aus; sie sind noch vor Inkrafttreten des
neuen Bundesgesetzes über die politischen Rechte lanciert
worden. Neu gilt eine auf 18 Monate beschränkte Sammelzeit;
die fünf jüngsten Volksbegehren sind zwischen September und
November 1978 angemeldet worden, weshalb sie zwischen März
und Mai 1980 - versehen mit mindestens lOO'OOO Unterschriften

- eingereicht werden müssten.

Eingereichte Volksinitiativen
- Initiative gegen des Strassenlärm (eingereicht 10.11.73)
- Initiative für die vollständige Trennung von Kirche und

Staat (17.9.76)
- Initiative Gleiche Rechte für Mann und Frau (15.12.76)
- Mitenand-Initiative für eine neue Ausländerpolitik

(20.10.77)
- Initiative zur Absicherung der Rechte der Konsumenten

(23.12.77)
- Initiative gegen übermässige Futtermittelimporte (23.8.78)

Laufende Volksinitiativen
- Initiative für ein spekulationsfreies Grundeigentum

(Ablauf der Sammelfrist 31.12.1979)
- Initiative für einenOmbudsmann in der Armee (31.12.79)
- Initiative für einen echten Zivildienst (31.12.79)
- Initiative gegen den Fluglärm (31.12.79)
- Initiative zur Verhinderung missbräuchlicher Preise

(5.4.1980)
- Initiative für eine Verlängerung der bezahlten Ferien

(17.4.1980)
- Bankeninitiative (17.4.1980)
- Initiative für einen wirksamen Mutterschaftsschutz (1.5.80)
- Initiative gegen den Ausverkauf der Heimat (14.5.1980)
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